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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteien

Privatrechtliche Organisationen, die in erster Linie politische Ziele verfolgen, sollen
sich auch in Zukunft durch Mitgliederbeiträge und Spenden – und nicht durch
staatliche finanzielle Hilfe – finanzieren, forderte Gregor Rutz (svp, ZH) mittels
parlamentarischer Initiative. Er störte sich daran, dass Vereinigungen mit politischen
Zielsetzungen im Bereich der ausserschulischen Jugendarbeit Finanzhilfen erhielten.
Solche seien für Parteien, Verbände, aber auch Gewerkschaften als privatrechtliche
Vereine nicht vorgesehen, da die direkte Demokratie der Schweiz keine
Parteienfinanzierung kenne. Sämtliche Vorschläge für eine Verankerung eines solchen
Grundsatzes in der Bundesverfassung seien bis jetzt gescheitert.

Im Oktober 2016 prüfte die SPK-NR die parlamentarische Initiative und beantragte mit
14 zu 11 Stimmen, ihr Folge zu geben. Ihre Schwesterkommission verweigerte der
Initiative jedoch im Februar 2017 mit 7 zu 3 Stimmen die Zustimmung, worauf sich die
SPK-NR ein Jahr später mit 13 zu 12 Stimmen entschied, an der parlamentarischen
Initiative festzuhalten. Die Argumente von Gregor Rutz ergänzte die Kommission durch
den Hinweis, dass es «nicht konsequent [sei], wenn zwar für Organisationen mit
politischer Zielsetzung Finanzhilfen gesprochen werden, aber gemäss vom
Bundesverwaltungsgericht sanktionierter Praxis des BSV nicht für Organisationen, bei
welchen die Glaubensvermittlung im Zentrum steht».

Das Geschäft wurde dann im Februar 2018 im Nationalrat behandelt. Im Rahmen der
Debatte verteidigte Beat Flach (glp, AG) die bisherige Praxis: Ein Ziel des Gesetzes sei
es, die politische Partizipation von Kindern und Jugendlichen zu fördern. Nach Flach
sei es zudem schwierig zwischen Förderung der Partizipation und Verfolgung
politischer Ziele zu unterscheiden. Entsprechend schwierig sei auch die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative. Dennoch gab der Nationalrat dem Anliegen mit 92 zu 88
Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge. 

Im August 2018 beschäftigte sich die SPK-SR zum zweiten Mal mit der Initiative und
beantragte erneut, auf Folgegeben zu verzichten. Begründet wurde die Entscheidung
mit dem Argument, dass Jungparteien im Interesse der Demokratie «mit wenig Geld viel
wertvolle Arbeit im Bereich politischer Bildung und Motivierung von Jugendlichen»
leisteten. Für diese Tätigkeiten sollten sie deshalb weiterhin wie andere
Jugendorganisationen beim Bund Unterstützung beantragen können. In der
Herbstsession 2018 behandelte schliesslich der Ständerat die Initiative und entschied
sich mit 32 zu 5 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Das Geschäft war damit
erledigt. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2015
GIADA GIANOLA

Parteiensystem

Mit 62 zu 26 Stimmen verwarf der Nationalrat eine parlamentarische Initiative Zisyadis
(pda, VD), die Transparenz bei der Parteienfinanzierung forderte. Die Initiative verlangte
die Einführung eines Verfassungsartikels, wonach alle Sponsoren, die Parteien
finanzieren, samt Höhe der Beträge und Herkunft der eingesetzten Gelder
bekanntzumachen sind. Ausserdem hätten Gruppierungen, Verbände und Parteien, die
zu einem Referendum oder einer Initiative Stellung beziehen, ihre Verbindungen zu
Interessengruppen und Wirtschaftsorganisationen offenzulegen. Der Nationalrat
befürchtete eine Benachteiligung der Parteien gegenüber anderen, nicht erfassten
Organisationen und zweifelte die Praktikabilität des Anliegens an. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.03.1995
EVA MÜLLER

Mit 76 zu 28 Stimmen nahm der Nationalrat ein Postulat Carobbio (sp, TI) an, das die
Parteien von der direkten Bundessteuer befreien will. Er folgte damit dem Bundesrat
nicht, der zwar die Forderung an sich als durchaus diskutabel bezeichnete, jedoch
Probleme sah bei der Abgrenzung, welche Organisation als steuerbefreite Partei gelte
und welche nicht, und für eine Lösung im Rahmen einer allfälligen späteren Revision
der Steuergesetze plädierte. 3

POSTULAT
DATUM: 24.09.1996
EVA MÜLLER
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In der nachgeführten Verfassung werden neu die politischen Parteien explizit als
Mitwirkende an der Meinungs- und Willensbildung des Volkes erwähnt, womit das
Verfassungsrecht mit der gelebten Verfassungswirklichkeit in Einklang gebracht wurde.
Die von der nationalrätlichen Kommission beantragte Aufnahme der Parteien in die
totalrevidierte Verfassung wurde von der grossen Kammer einstimmig, von der kleinen
gegen die Stimme von Carlo Schmid (cvp, AI) gutgeheissen. Der Ständerat hielt
zuhanden der Materialien fest, dass der Parteienartikel keine Grundlage für eine
spätere Parteienfinanzierung bilde. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.03.1998
URS BEER

Das Tessiner Kantonsparlament verabschiedete ein neues Gesetz über die politischen
Rechte, das erstmals in der Schweiz Bestimmungen über die Offenlegung von
Parteispenden beinhaltet. Darin werden die Parteien verpflichtet, Spenden von über
10'000 Fr. inskünftig bei der Staatskanzlei zu melden, worauf der Betrag und der Name
des Spenders im Amtsblatt veröffentlicht werden. Zudem müssen Kandidierende sowie
Initiativ- und Referendumskomitees einen Monat vor dem Wahl- bzw.
Abstimmungstag Beiträge von über 5'000 Fr. offenlegen. Der Gesamtbetrag der
Spenden für den Wahlkampf eines Kandidierenden darf 50'000 Fr. nicht überschreiten.
Anstoss für das neue Gesetz gaben Forderungen nach mehr Transparenz bei der
Parteienfinanzierung, nachdem die Kurgesellschaft von Mendrisio den
Regierungsparteien Spenden von je 20'000 Fr. im Hinblick auf den Erhalt einer
Spielbanklizenz offeriert hatte. Die Inkraftsetzung der neuen Bestimmungen wurde für
das kommende Jahr vorgesehen, womit sie im kantonalen Wahlkampf 1999 zur
Anwendung kämen. Die Lega kündigte die Ergreifung des Referendums an, weil sie mit
einem Teil des Gesetzes (Erhöhung der Unterschriftenzahl zur Einreichung der
Kandidatenliste) nicht einverstanden war. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 13.11.1998
URS BEER

Die Nationalfondsstudie «Die Schweizerischen Parteiorganisationen im letzten Drittel
des 20. Jahrhunderts» kam zum Schluss, dass sich das Parteiensystem der Schweiz in
einer ernsthaften Krise befindet und Reformen dringend notwendig seien. In der
Öffentlichkeit werde den Parteien oft der Vorwurf gemacht, sie seien sachlich
inkompetent und nicht mehr in der Lage, die ihnen zugedachten Aufgaben zu erfüllen.
Problematisch sei insbesondere die komplexe Struktur aus über 180 Kantonal- und
annähernd 5'000 Lokalparteien. Die föderalistische Struktur stosse bei der
Rekrutierung der über 35'000 Regierungs- und Parlamentssitze in Bund, Kantonen und
Gemeinden an ihre Grenzen. Der enorme Personal- und Koordinationsaufwand lasse
sich kaum mehr erbringen. Auch bei der Meinungsbildung in Sachfragen seien die
vorhandenen Ressourcen viel zu knapp. Zu unzähligen nationalen und kantonalen
Vorlagen müssten Parolen gefasst und der Öffentlichkeit eine politische Orientierung
angeboten werden. Bislang hätten die Schweizer Parteien ihre Vermittlungs- und
Integrationsfunktion über die Sprachgrenzen hinweg wahrnehmen können, in
zunehmendem Masse würden jedoch innerparteiliche Differenzen diese Arbeit
erschweren. Sowohl die ideelle als auch die finanzielle Unterstützung der Parteien
nähmen ab. Immer häufiger würden in sachpolitischen Kampagnen solvente
Einzelpersonen und Interessengruppen als Finanzierungsgaranten auftreten. Bei
staatspolitischen Vorlagen müssten die Parteisekretariate jedoch meist ohne
finanzkräftige Interessenorganisationen im Rücken mit geringen Mitteln eine äusserst
wichtige Arbeit vollbringen. Während beispielsweise in der Bundesrepublik Deutschland
die Parteien eigene Forschungsinstitute besitzen, stünden den Schweizer Parteien im
Schnitt nur gerade drei Personen zur Verfügung, die sich hauptamtlich mit der
inhaltlichen Arbeit befassen. Die Autoren der Studie schlugen eine verstärkte
Zusammenarbeit und gar Fusionen der Parteien als mögliche Lösung vor. Ausserdem
könnten in Zukunft organisatorische Arbeiten an private Firmen vergeben werden.
Überparteiliche Arbeitsgruppen könnten in der politischen Meinungsbildung an
Gewicht gewinnen. Da diese Reformen allein allerdings nicht ausreichen würden,
forderte die Studie eine umfassendere Unterstützung der Parteien durch den Staat. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.08.1999
DANIEL BRÄNDLI

Die Diskussion um die Parteienfinanzierung gewann in diesem Jahr dank der Affäre um
Parteispenden in der Bundesrepublik Deutschland auch in der Schweiz an Gewicht. Die
Parteisekretäre der vier Bundesratsparteien liessen durch die Autoren der oben
zitierten Nationalfondsstudie eine Expertise zur Parteienfinanzierung verfassen. Laut
dieser auf Umwegen an die Presse gelangten Studie würde eine Finanzierung
insbesondere der Wahlkampagnen über die öffentliche Hand auf grossen Widerstand
stossen. Vielmehr sollte eine an konkrete Aufgaben und Leistungen gebundene

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.11.1999
DANIEL BRÄNDLI

01.01.65 - 01.01.22 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



staatliche Förderung verlangt werden: So könnte die politische Aufklärungsarbeit
entschädigt, Versand- und Übersetzungskosten übernommen oder Gutscheine für
Expertisen abgegeben werden. 7

Die Spendenaffären in Deutschland und Frankreich hatten auch in der Schweiz zu
Diskussionen über die Parteienfinanzierung geführt. Obwohl in den umliegenden
Ländern üblich, können Schweizer Parteien – abgesehen von Jugendförderungsgeldern
des Bundesamtes für Kultur – nicht auf öffentliche Gelder zurückgreifen. Seit 1972
werden zwar Zuschüsse an die Fraktionen als Organe der Bundesversammlung
entrichtet, nicht aber an die Parteien selbst. Das Parlament hat im Berichtsjahr die
Fraktionsbeiträge verdoppelt. Damit soll verhindert werden, dass die Fraktionen durch
die ohnehin finanzschwachen Parteien subventioniert werden müssen. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.01.2000
DANIEL BRÄNDLI

Mehr Transparenz bei der Parteienfinanzierung forderte die Grüne Fraktion im
Nationalrat. In einer Motion verlangte sie die Offenlegung der Parteifinanzen. Auch
Wahl- und Abstimmungskomitees sollten per Gesetz zur Rechenschaft über ihre
Finanzierung verpflichtet werden. Parteipräsident Baumann (gp, BE) argumentierte, die
Schweizer Bevölkerung habe ein Anrecht auf diese Information, werde sie doch immer
stärker durch anonyme politische Werbung beeinflusst. Unterstützung erhielt die
Fraktion von Gross (sp, ZH), der die Legitimation der Demokratie in Gefahr sieht, wenn
im Abstimmungs- und Wahlkampf nicht offen und fair gespielt werde. Bundeskanzlerin
Huber vertrat die Meinung, dass die Einrichtung der dazu notwendigen Kontroll- und
Sanktionsmassnahmen nicht zu bewerkstelligen sei. Mit 109 zu 59 Stimmen wurde die
Motion schliesslich abgelehnt. 9

MOTION
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Da nach wie vor unklar ist, wie viel Politikerinnen und Politiker für ihren Wahlkampf
ausgeben und wer die Abstimmungskampagnen finanziert, schlug der Staatsrechtler
und Politikwissenschafter Tiziano Balmelli vor, die Wahlkampfbudgets nach oben zu
beschränken, um die Chancengleichheit zu vergrössern und die Gefahr von Bestechung
zu verringern. Konkret sollte für jeden Wahlkreis ein Höchstbetrag sowohl für die
Kandidierenden als auch für die Parteien im Verhältnis zur Zahl der Stimmberechtigten
festgelegt werden. Strenge Sanktionen, z.B. hohe Bussen, der Verlust des politischen
Mandats oder der zeitweilige Entzug passiver politischer Rechte sollten Missbräuche
verhindern. Weiter forderte Balmelli von den Parteien, ihre Abrechnungen offen zu
legen – einzig die Kantone Genf und Tessin kennen gesetzliche Vorschriften, die mehr
Transparenz ermöglichen sollen. Öffentliche Mittel als Ersatz für private Spenden seien
keine Lösung, sondern würden als Ergänzung gebraucht, wie ein Blick ins Ausland zeige.
Die Parteien lehnten diese Vorschläge ab: Ob jemand gewählt werde, hänge nicht in
erster Linie vom Budget ab, betonte CVP-Sprecher Paul Felber. SVP-Generalsekretär
Jean-Blaise Defago wollte lieber den Markt spielen lassen, während Guido Schommer
von der FDP grosse Umsetzungsprobleme sah. SP-Generalsekretär Reto Gamma
genügte es, offen zu legen, woher das Geld stamme; damit könnte die Wählerschaft
selber entscheiden, ob sie diese Person wählen wolle. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.01.2001
MAGDALENA BERNATH

Verglichen mit dem Ausland verfügen die Schweizer Parteien über wenig Geld. Gemäss
eigenen Angaben betrug das Jahresbudget der SP für 2001/02 3,25 Mio Fr. (Spenden
und Sponsoring: 13%, Fraktionsbeiträge: 13%, Mitgliederbeiträge: 58%, Diverses: 16%).
Die FDP hatte 2,8 Mio Fr. zur Verfügung (Gönner, Spenden und Sponsoring: 65%,
Fraktionsbeiträge: 30%, Mandatsträger und Kantonalparteien: 5%), die CVP 2,5 Mio Fr.
(Sponsoring und Finanzaktionen: 50%, Fraktionsbeiträge und Mandatsträger: 25%,
Kantonalparteien: 10%, Diverses: 15%), die SVP 2 Mio Fr. (Fraktionsbeiträge: 45%,
Spenden: 35%, Kantonalparteien: 10%, Mandatsträger: 10%). Um ihre Finanzmittel
aufzubessern, wandten die Parteien neue Methoden des Fund-Raising an: Die SP
organisierte einen Gala-Abend mit Kunstauktion, die FDP führte erstmals einen
symbolischen Mitgliederbeitrag von 1 Fr. ein und erwog für 2003 einen "Wahlbatzen".
Die CVP hingegen prüfte die Einführung einer CVP-Karte, die den Karteninhabern
Rabatte in CVP-nahen Betrieben gewähren soll. CVP und SVP warben bei ihren
Mitgliedern und Sympathisanten für einen Telefonanbieter, der 10% der
Gesprächsgebühren in die Parteikasse weiterleitete; die Spender erhielten Ende Jahr
eine Zusammenstellung mit der Höhe ihres so bezahlten Betrags, den sie von der Steuer
abziehen konnten. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2002
MAGDALENA BERNATH
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Auf Antrag der staatspolitischen Kommission schrieb der Nationalrat eine
parlamentarische Initiative Gross (sp, ZH) ab, welche verlangt hatte, dass Beiträge an
Abstimmungskomitees von über 500 Fr. der Bundeskanzlei zu melden und im Internet
zu publizieren seien. Die Ratsmehrheit war der Meinung, die Umgehungsmöglichkeiten
seien zu gross, wie das Beispiel der USA zeige. Abgelehnt wurde auch eine Motion
Maillard (sp, VD), welche es Unternehmen verbieten wollte, Parteien und Wahlkämpfe
von Parteien und Parlamentsmitgliedern zu finanzieren; bei schweren Verstössen hätte
das Wahlergebnis für ungültig erklärt werden können. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Die SP verfolgte die Idee einer gesetzlichen Limitierung der Ausgaben für Kampagnen
weiter und kündigte an, die Lancierung einer Volksinitiative zu diesem Thema zu prüfen.
Im März wurde einer parlamentarischen Initiative (07.471) mit der Forderung, die
Ausgaben für Wahlkampagnen gesetzlich zu beschränken, vom Ständerat keine Folge
gegeben. Mit Vorstössen zur Offenlegung der Spender und für eine staatliche
Parteienfinanzierung war die SP bisher ebenfalls stets gescheitert. Neue Nahrung
erhielten die SP-Forderungen im Herbst durch die Bankenkrise. Die Sozialdemokraten
kritisierten die Parteispenden von Grossbanken heftig und zeigten sich insbesondere
verärgert darüber, dass die staatlich unterstützte UBS weiterhin Spenden an Parteien
ausrichten kann. Susanne Leutenegger Oberholzer (sp, BL) reichte eine Motion mit der
Forderung ein, dass Banken in ihrer Rechnungslegung Spenden an Parteien oder für
politische Kampagnen ausweisen sollen. 13

MOTION
DATUM: 28.10.2008
SABINE HOHL

Der Nationalrat hiess als Zweitrat eine Gesetzesänderung gut, die Steuerabzüge für
Parteispenden auf Bundes- und Kantonsebene vorsieht. Bei der direkten Bundessteuer
können künftig Spenden bis zu 10'000 Fr. abgezogen werden. Die Kantone werden
ebenfalls verpflichtet, einen Abzug einzuführen, wobei sie die Höhe desselben selber
festlegen können. Die Vorlage, der nun zugestimmt wurde, geht auf eine
parlamentarische Initiative von Maximilian Reimann (svp, AG) zurück. Die Notwendigkeit
eines Steuerabzuges wurde mit der wichtigen staatspolitischen Rolle der Parteien
begründet. Anders als vom Ständerat ursprünglich vorgeschlagen, gilt der Steuerabzug
nur für natürliche und nicht für juristische Personen. Der Nationalrat war in diesem
Punkt dem Bundesrat gefolgt, der in der Einführung eines Abzugs für juristische
Personen eine Doppelspurigkeit mit einem bereits existierenden Abzug für
Politsponsoring sah. Der Ständerat schwenkte daraufhin auf die Version des
Nationalrates ein. Abgelehnt wurden Anträge der Linken, die eine Offenlegungspflicht
für die Parteispenden gefordert hatte. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.2009
SABINE HOHL

Im Nationalrat wurden – auch aufgrund der Diskussionen nach den
Abstimmungskampagnen einiger eidgenössischer Initiativen – erneut Vorstösse
diskutiert, die mehr Transparenz hinsichtlich Parteienfinanzierung verlangen. Alle drei
von Links-Grün eingereichten parlamentarischen Initiativen (Pa. Iv. sozialdemokratische
Fraktion (09.415), Pa. Iv. Hodgers, gp, GE (09.442) und Pa. Iv. Gross, sp, ZH (09.416)
wurden in ein und derselben Sitzung von der rechts-bürgerlichen Mehrheit abgelehnt.
Insbesondere die Idee der Offenlegung der Parteispenden und Spendernamen war
bereits in der staatspolitischen Kommission auf Widerstand gestossen. Eine solche
scheint nach wie vor politisch nicht mehrheitsfähig. 
Allerdings stösst die Idee von transparenten Parteifinanzen nicht auf grundsätzlichen
Widerwillen. Dies zeigte sich im Berichtsjahr auch im vom Ständerat nur relativ knapp
abgelehnten (18 zu 11 Stimmen) Minderheitsantrag, eine Petition der Jugendsession von
2008 zum Thema Parteienfinanzierung an die Staatspolitische Kommission zu
überweisen. Die Petition hätte die Offenlegung von Parteifinanzen und Spenden zum
Ziel gehabt 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.02.2010
MARC BÜHLMANN

Ab dem 1. Januar 2011 können Spenden bis zu 10'000 Fr. von den Steuern abgezogen
werden. Die Stadtberner FDP sorgte im Mai für Schlagzeilen, nachdem sie ankündigte, in
Zukunft die Namen von Grossspendern offenzulegen, die der Partei mehr als 5'000
Franken zukommen lassen. Die Kantonalzürcher FDP und die Jungfreisinnigen wollen in
Zukunft Spenden zwar nicht nach Namen, aber nach Kategorien (Private und
Unternehmen) und Branchen ausweisen. Die meisten kantonalen und die nationale
Mutterpartei machten aber klar, dass sie eine solche Handhabung nicht übernehmen
werden. Bei der Veröffentlichung des Korruptionswahrnehmungsindex rügte

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.05.2010
MARC BÜHLMANN
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Transparency International die Schweiz als einziges demokratisches Land, das keine
Regelungen zur Parteienfinanzierung kenne. 16

In der Presse war Ende des Berichtsjahrs eine Schätzung der Wahlkampfbudgets der
Parteien nachzulesen, die aufgrund der ebenfalls geschätzten Ausgaben bei den Wahlen
2007 sowie einigen Antworten auf entsprechende Anfragen bei den
Generalsekretariaten beruhten. Dass Geld für den Wahlerfolg eine Rolle spiele, sei
unbestritten. Die Wahlkampfbudgets seien jedoch sehr ungleich. Mit Abstand am
meisten Mittel zur Verfügung habe die SVP (15 Mio.), gefolgt von der CVP (3 Mio.), der
FDP (2.6 Mio.) und der SP (1.5 Mio.). Die kleineren Parteien (GP, GLP, BDP) hätten
weniger als eine Viertelmillion zur Verfügung. 17

WAHLEN
DATUM: 28.12.2010
MARC BÜHLMANN

Das Thema Parteienfinanzierung wurde auch im Wahljahr virulent diskutiert. Im
Berichtsjahr veröffentlichte das Bundesamt für Justiz ein von Justizministerin
Sommaruga in Auftrag gegebenes rechtsvergleichendes Gutachten, in dem deutlich
wurde, dass die Schweiz neben Schweden das einzige Land Europas ist, das keine
Regelung zur Finanzierung von Parteien kennt. In Schweden veröffentlichen die
Parlamentsparteien ihre Einkünfte aufgrund einer freiwilligen Vereinbarung. In der
Schweiz gibt es keinerlei Regelungen. Einzig im Kanton Tessin und im Kanton Genf gibt
es Ansätze für mehr Transparenz. Während im Tessin Parteispenden von mehr als CHF
10'000.- bzw. Spenden an Wahlkandidaten und Abstimmungskomitees ab CHF 5'000.-
an die Staatskanzlei gemeldet werden müssen, sind die Parteien im Kanton Genf seit
1999 verpflichtet, der Finanzinspektion jährlich eine Spenderliste sowie den Spenden-
Gesamtbetrag abzugeben. Anfang Dezember legte die GRECO (Groupe d’Etats contre la
Corruption), bei der die Schweiz seit 2006 Mitglied ist, einen Bericht vor, in welchem
sie der Schweiz die gesetzliche Regelung der Parteienfinanzierung sowie
Transparenzvorschriften für die Finanzierung von Abstimmungskampagnen empfiehlt.
Die GRECO kritisierte, dass die freie Willensbildung durch die bestehende
Intransparenz gefährdet sei und der unverfälschte Wählerwille nicht zum Tragen
komme. Der Bundesrat hat bis 2013 Zeit, einen Bericht zur Umsetzung der
Empfehlungen zu verfassen. Ende September gab Bundesrätin Sommaruga eine weitere
Studie in Auftrag, welche die Investitionen verschiedener politischer Akteure in Wahl-
und Abstimmungskampagnen untersuchen soll. Die Resultate lagen bis zum Ende des
Berichtsjahrs noch nicht vor. In zahlreichen Kantonen scheiterten Anläufe für kantonale
Regelungen. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.10.2011
MARC BÜHLMANN

Ende 2011 hatte das Antikorruptionsorgan des Europarates, die Greco (Groupe d’Etats
contre la Corruption), bei der die Schweiz seit 2006 Mitglied ist, einen Bericht
vorgelegt, der zum Schluss kommt, dass die Schweiz gegen die Empfehlungen aus dem
Jahr 2003 hinsichtlich Transparenz bei der Parteienfinanzierung verstosse. Der
Bundesrat bekam bis Ende April 2013 Zeit, auf die im Bericht gemachten Empfehlungen
(Transparenzvorschriften für Parteienfinanzierung und für die Finanzierung von
Abstimmungskampagnen) zu reagieren. Mitte Jahr beschloss die Regierung mit der
Greco das Gespräch zu suchen, bevor weitere Schritte unternommen würden. Aufgrund
der zunehmenden Kritik am intransparenten Spendensystem – die Greco sprach von
schweizerischer Diskretion, die der Korruption nahe komme – nahmen sich einige
Unternehmen vor, von sich aus Transparenz zu schaffen. So gab etwa die Raiffeisenbank
bekannt, allen Parteien abhängig von der Anzahl derer nationalen Mandate Geld zu
spenden. Pro Jahr werde pro Ständerat 2'674 und pro Nationalrat 615 Franken
gespendet. Die Spendensumme der Genossenschaftsbank belief sich also auf 246 000
CHF. Neben der Raiffeisenbank machte auch die Versicherungsgesellschaft Mobiliar
ihre jährliche Parteispende von 10'000 CHF pro Bundesratspartei publik. Anfang März
gab die Crédit Suisse ihre Spendensumme von 1 Mio. CHF bekannt, die sie auf alle
Parteien verteilen wolle. Und schliesslich gab auch die UBS zu Protokoll, die politischen
Parteien mit einer Mio. CHF zu unterstützen. Sie machte ihre Spende allerdings von
einem Bekenntnis zur Marktwirtschaft abhängig. Die Bankenspenden brachten vor allem
die SP und die Grünen in ein Dilemma. Parlamentarischen Vorstössen für mehr
Transparenz in der Parteienfinanzierung war hingegen weiterhin kein Erfolg
beschieden. So wurde eine parlamentarische Initiative der SP zum Thema im
Nationalrat abgelehnt. Die geforderte Einrichtung einer Meldestelle sei zu bürokratisch
und die Regelungen für die Offenlegung von Parteiausgaben wären einfach zu umgehen.
Eine Motion Chopard-Acklin (sp, AG) (11.3116), die ebenfalls für mehr Transparenz in der
Parteienfinanzierung plädierte, wurde abgeschrieben. Im Berichtsjahr noch nicht

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2012
MARC BÜHLMANN
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behandelt wurden eine parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL)
sowie eine parlamentarische Initiative (12.499) Minder (parteilos, SH). Beide zielen auf
eine Regelung der Parteispenden von Unternehmen bzw. börsenkotierten
Gesellschaften ab. 19

Der Druck der Groupe d’Etats contre la Corruption (Greco), einem Gremium des
Europarats, auf die Schweiz, in Sachen Parteienfinanzierung mehr Transparenz zu
schaffen, nahm im Berichtsjahr noch einmal zu. 2011 hatte die Greco auf der Basis eines
Länderexamens die Schweiz diesbezüglich gerügt, gegen Europarats-Empfehlungen von
2003 zu verstossen. Der Bundesrat hatte noch 2012 beschlossen, das Gespräch mit der
Greco zu suchen und das Gremium darauf hinzuweisen, dass Tradition und
Besonderheiten des politischen Systems der Schweiz (direkte Demokratie,
Föderalismus) nicht vereinbar seien mit Regelungen zur Finanzierung von Politik. Das
Schweizer Parteiensystem könne nicht mit dem anderer Länder verglichen werden. Die
im April des Berichtjahres geführten Gespräche fruchteten aber nicht. Die Greco
anerkannte zwar die Eigenheiten der Schweiz, konnte aber die Nichtvereinbarkeit des
Systems mit höherer Transparenz in der Parteienfinanzierung nicht nachvollziehen. Als
Konsequenz wurde die Schweiz in ein so genanntes Nichtkonformitätsverfahren
versetzt. Dies hat zwar keine rechtlichen Konsequenzen, der politische Druck auf die
Schweiz, die mit ihrem 2006 erfolgten Beitritt implizit auch die Empfehlungen der
Greco zur Parteienfinanzierung akzeptiert hatte, sollte aber so weit erhöht werden, bis
Massnahmen eingeleitet werden. Im Berichtsjahr weiterhin hängig waren die
parlamentarischen Initiativen Leutenegger Oberholzer (sp, BL) und Minder (parteilos,
SH). Beide zielen auf eine Regelung der Parteispenden von Unternehmen bzw.
börsenkotierten Gesellschaften ab. Immerhin hatte sich die Kommission für
Rechtsfragen des Ständerats Anfang Mai mit 7 zu 4 Stimmen bei 1 Enthaltung für
Folgegeben der Initiative Minder entschieden. Die Schwesterkommission hatte sich bis
Ende 2013 noch nicht dazu geäussert. Die fehlenden Regelungen führten auch im
Berichtjahr dazu, dass verschiedene Unternehmen von sich aus öffentlich bekannt
gaben, Parteien zu finanzieren. So kündigte etwa die Fluggesellschaft Swiss an, ab 2014
die Bundesratsparteien nach einem fixen Verteilschlüssel jährlich finanziell mit total
CHF 200'000 unterstützen zu wollen. Die Finanzierung wurde dabei offiziell nicht an
Bedingungen geknüpft, die Swiss wünsche sich allerdings auch in Zukunft politische
Unterstützung. Die SVP gab bekannt, die Spende anzunehmen, die SP kündigte an,
darauf zu verzichten, um sich nicht in Abhängigkeiten zu verstricken. Keine Auskunft
gaben die anderen drei Regierungsparteien. In den Kantonen Genf und Tessin kennt
man kantonale Transparenzvorschriften. Eine Volksinitiative der Juso im Kanton Basel-
Landschaft, die ebenfalls mehr Transparenz in der Parteienfinanzierung gefordert
hätte, hatte an der Urne keine Chance und wurde mit einem Ja-Anteil von 43%
abgelehnt. Im Kanton Zürich wurde eine parlamentarische Initiative der SP mit dem Ziel
der Offenlegung von Parteispenden von der zuständigen Kommission und dem
Regierungsrat abgelehnt. 20

ANDERES
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Die Diskussionen um die Parteienfinanzierung rissen auch 2014 nicht ab. Dabei zeigte
sich in vielen Bereichen ein Graben zwischen Links und Rechts. Während die SP und die
GP relativ transparent Zuwendungen summarisch veröffentlichten, Spenden von
Wirtschaftsunternehmen in der Regel nur sehr zurückhaltend annahmen und bei der
mangelnden Transparenz von einem Demokratiedefizit sprachen, schwiegen sich die
Bürgerlichen normalerweise über Zuwendungen aus. Politische Parteien würden eine
Dienstleistung erbringen, die durchaus auch von Wirtschaftsunternehmen honoriert
werden könne, liess etwa die CVP verlauten. Die FDP nehme keine Spenden an, die
sieben Prozent des Parteibudgets übersteigen würden - es wüssten aber lediglich der
Generalsekretär und der Parteipräsident, woher Spenden fliessen würden. Damit
vermeide man politische Abhängigkeiten. Nach wie vor offen war die Forderung der
Greco, der Groupe d'Etats contre la Corruption des Europarats, nach gesetzlichen
Regelungen für die Parteien- und Kampagnenfinanzierung. Die Schweiz musste
aufgrund eines Nichtkonformitätsverfahrens bis Ende April 2014 einen Bericht vorlegen,
indem diesbezügliche Bemühungen dargelegt werden sollten. Darin versuchte der
Bundesrat, die mangelnde Transparenz hinsichtlich Parteienfinanzierung mit den
Spezifika des schweizerischen Systems zu erklären. Die Greco zeigte sich allerdings
wenig beeindruckt und stellte der Schweiz in einem Zwischenbericht ein schlechtes
Zeugnis aus. Die Mehrheit der Empfehlungen sei nach wie vor nicht umgesetzt. Zu
befürchten hatte die Schweiz dadurch höchstens einen Reputationsschaden. Dagegen
kämpfte insbesondere Justizministerin Simonetta Sommaruga, die zwar verschiedene

ANDERES
DATUM: 01.01.2014
MARC BÜHLMANN
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Varianten für eine Verstärkung der Transparenz bei der Parteienfinanzierung
erarbeitete, aber bei den bürgerlichen Parteien und im Gesamtbundesrat kein Gehör
fand. 
Dafür, dass es in naher Zukunft kaum ein Gesetz für Parteienfinanzierung geben wird,
sorgte auch das Parlament. Gleich drei Vorstösse für mehr Transparenz in der
Legislative wurden abgelehnt: Die parlamentarischen Initiativen von Thomas Minder
(parteilos, SH), von Susanne Leutenegger Oberholzer (sp, BL) und von der
Rechtskommission des Ständerates (RK-SR) wurden allesamt versenkt. Mit ein Argument
war dabei, dass man durch zu viel Transparenz die Spender vergraulen könnte, was für
die staatlich nicht finanzierten Parteien ein Problem darstellen würde. 
Auch in den Kantonen fand das Thema Transparenz in der Politik keine Mehrheit. Im
Kanton Aargau wurde Ende September eine entsprechende Initiative mit 56% Nein-
Stimmen abgelehnt. Das Thema wird freilich nicht so schnell verschwinden. Vor allem
die Juso, aber auch Lukas Reimann (svp, SG) dachten laut über nationale Volksinitiativen
zum Thema Finanzierung der Politik nach. Zudem gaben die investierten Summen bei
verschiedenen Abstimmungskampagnen immer wieder viel zu reden. 21

Wenn Unternehmen Parteien im Interesse der Unternehmensziele Geld spenden, so
dürfen sie dies als geschäftsmässig begründeten Aufwand von den Steuern abziehen.
Diese unter dem Begriff Politsponsoring bekannte Praxis sollte durch eine
parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL) eingeschränkt werden und
nur noch möglich sein, wenn die Spende öffentlich bekannt gemacht wird. Die SPK-NR
lehnte den Vorstoss, der im Rahmen einer seit einigen Jahren breiter geführten
Diskussion um Parteienfinanzierung erörtert wurde, ab und wies darauf hin, dass
private Zuwendungen für die vom Staat nicht finanzierten Parteien in der Schweiz sehr
wichtig seien. Es bestehe die Gefahr, dass höhere Transparenz Politsponsoring weniger
attraktiv machen könnte. Bei der mehrheitlichen Ablehnung des Vorstosses im
Nationalrat zeigte sich ein klarer Links-Rechts-Graben: Während die geschlossenen SP-
und GP-Fraktionen der Initiative Folge geben wollten, stimmten die GLP-, CVP/EVP-,
FDP und SVP-Fraktionen ebenso geschlossen dagegen. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2014
MARC BÜHLMANN

Thomas Minder (parteilos, SH) begründete seine in einer parlamentarischen Initiative
vorgebrachte Forderung nach der Offenlegung von Zuwendungen an politische Akteure
mit dem Umstand, dass börsenkotierte Aktiengesellschaften mitunter sechs- bis
siebenstellige Beträge pro Jahr an Parteien spenden würden. Die Aktionäre hätten aber
keine detaillierte Kenntnis, welche Parteien wie viele Mittel erhielten. Minder forderte
deshalb, dass börsenkotierte Unternehmen im Geschäftsbericht die Gesamtsumme der
Zuwendungen an politische Akteure angeben und bei Beträgen über CHF 10'000 auch
den Namen der Empfänger auflisten müssen. Gesellschaften der öffentlichen Hand
sollten zudem in der Jahresrechnung darlegen, welche Zuwendungen an welche
politischen Akteure gemacht wurden. Während sich die ständerätliche Kommission für
Rechtsfragen (RK-SR) bereits im Mai für Folge geben ausgesprochen hatte, sprach sich
die RK-NR im Januar 2014 knapp mit 10 zu 9 Stimmen bei 5 Enthaltungen gegen das
Begehren aus. Die RK-SR machte geltend, dass gegenüber Aktionären Transparenz
herrschen müsse und dass dadurch als willkommener, indirekter Nebeneffekt auch der
Transparenz hinsichtlich Parteienfinanzierung Vorschub geleistet würde. Die
Kommission zitierte eine Forderung der Stiftung Ethos, die in einer Studie aufgezeigt
hatte, dass lediglich eine Minderheit der im SMI-Index figurierenden Unternehmen
transparent machten, ob und an wen sie Spendengelder bezahlten. Auch Ethos
empfehle eine transparente Kommunikation, argumentierte die RK-SR. Die 26-stimmige
Ratsmehrheit versenkte das Begehren jedoch gegen 12 Stimmen. In der Debatte wurden
vor allem Zweifel an der Praktikabilität des Anliegens geäussert. Zudem würden sich die
Aktionäre selber wehren, wenn Transparenz tatsächlich ein Bedürfnis sei. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.06.2014
MARC BÜHLMANN

Im Januar 2014 hatte die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates (RK-NR)
Handlungsbedarf hinsichtlich mehr Transparenz bei Zuwendungen an Parteien oder
politische Einzelakteure von jenen Unternehmen geortet, die grösstenteils von der
öffentlichen Hand bestimmt werden. Die Kommission betonte – bezugnehmend auf
eine parlamentarische Initiative Thomas Minder (parteilos, SH) –, dass es einen
Unterschied mache, ob ein privates, börsenkotiertes Unternehmen für Politik Geld
spendet oder ob öffentliche Mittel als Zuwendungen verwendet werden. Für von der
öffentlichen Hand beherrschte Unternehmen müsse deshalb eine Offenlegungspflicht
herrschen. Eine Kommissionsminderheit und die ständerätliche Schwesterkommission
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DATUM: 10.12.2014
MARC BÜHLMANN
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lehnten das Begehren ab: Es stelle erstens einen Eingriff in die gesetzgeberische
Zuständigkeit der Kantone und Gemeinden dar, weil auch diese an Unternehmen
beteiligt sind. Zweitens könne man im Rahmen einer echten Offenlegung der
Parteienfinanzierung die privaten Unternehmen nicht von einer Transparenzpflicht
ausnehmen. Eine knappe Ratsmehrheit, bestehend aus den geschlossenen FDP- und
BDP-Fraktionen, vier Fünfteln der SVP-Fraktion und der Hälfte der CVP, entschied sich
mit 92 zu 86 Stimmen gegen Folge geben, womit das Anliegen versenkt war. 24

Eine von der Handelszeitung finanzierte Umfrage bei den 20 SMI-Unternehmen und 10
weiteren Firmen zeigte, dass Parteispenden immer häufiger offengelegt werden. Die
UBS, die CS (total je CHF 1 Mio.), Nestlé, Raiffeisen (total je CHF 250'000), die Swiss
(total CHF 200'000) und die Axa-Winterthur würden transparent darlegen, wie viel Geld
sie Parteien spenden. Kein Auskünfte geben Novartis, Roche, die Zurich und die Swiss
Re. 
Laut der Sonntagspresse soll die UBS allerdings lediglich noch CHF 750'000 spenden.
Die Bank macht ihre Spende neben einer gewissen Grösse einer Partei auch von deren
Bekenntnis zu Wettbewerb und Marktwirtschaft abhängig. Die SP und die GP beziehen
deshalb keine Spende von der UBS. Bisher sei das von den Linken nicht abgeholte Geld
(laut Schweiz am Sonntag rund CHF 250'000) auf die restlichen Bezügerparteien SVP,
FDP, CVP, BDP, GLP und (wahrscheinlich) Lega verteilt worden, dies sei aber nicht mehr
der Fall. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.01.2015
MARC BÜHLMANN

Auch 2015 erregte die Frage der Partei- und Politikfinanzierung mediale
Aufmerksamkeit. Mitte Jahr reichte die Juso des Kantons Freiburg eine kantonale
Volksinitiative ein, mit der gefordert wurde, dass die Finanzierung von Wahl- und
Abstimmungskampagnen transparenter wird. Ein ähnliches Anliegen der Juso des
Kantons Aargau war im Vorjahr an der kantonalen Abstimmungsurne gescheitert.
Hingegen gibt es im Kanton Genf bereits seit 2011 eine entsprechende Regelung. Le
Temps veröffentlichte im August die offengelegten Budgets der kantonalen Parteien für
das Jahr 2014, die sich zwischen CHF 1.4 Mio. (FDP) und CHF 710'000 (SVP) bewegten
(SP: CHF 957'000; EaG: CHF 859'000; MCG: CHF 835'000; CVP: CHF 826'000; GP: CHF
713'000), wobei sich der Anteil an Spenden, die ebenfalls ausgewiesen werden müssen,
zwischen den Parteien deutlich stärker unterschied: So stammte fast ein Viertel des
Budgets der FDP aus Donationen, während dieser Anteil bei der SVP 11.2 Prozent, bei
der CVP 9.5 Prozent und beim MCG 8.3 Prozent betrug. Deutlich geringer war der Anteil
an Spenden am Budget der SP (1.1%), der Grünen (1.2%) und der extremen Linken (2.1%).
Die links-grünen Parteien finanzierten sich vor allem aus Mandatsabgaben, berichtete
Le Temps.  
Mitte August ereilte die Schweiz erneut eine Rüge der Greco. Als einziger der 49
Mitgliederstaaten kenne die Schweiz keinerlei Regeln zur Parteienfinanzierung. Sowohl
der Befund und die Bewertung im Bericht – Note ungenügend und keine
nennenswerten Fortschritte – als auch die Erklärung durch den Bundesrat, wonach sich
Transparenz der Politikfinanzierung nicht mit dem speziellen schweizerischen
politischen System vertrage, unterschieden sich nicht vom Vorjahresbericht. 
Zu reden gaben im Oktober 2015 auch die hohen Ausgaben für die eidgenössischen
Wahlen. Der Tages-Anzeiger rechnete – gestützt auf eine Studie aus dem Jahr 2012 –
vor, dass im Vergleich von Wahl zu Wahl total jeweils rund CHF 7 Mio. mehr ausgegeben
würden als in den jeweils vergangenen eidgenössischen Wahlen. Weil 2003 etwa CHF
28. Mio. aufgewendet worden seien, könne für 2015 entsprechend mit Ausgaben von
rund CHF 49 Mio. gerechnet werden. Grund dafür sei auch, dass der Wahlkampf immer
früher beginne.  
Die SP-Spitze kündigte kurz vor den Wahlen an, die seit einiger Zeit diskutierte
Volksinitiative für mehr Transparenz in der Politikfinanzierung definitiv zu lancieren.
Die Delegiertenversammlung gab dafür Anfang Dezember 2015 grünes Licht und im April
begann die Partei mit der Unterschriftensammlung. Bei den bürgerlichen Parteien
stiess das Anliegen allerdings auf Skepsis. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Kathrin Bertschy (glp, BE) forderte mittels parlamentarischer Initiative die Änderung
des Parlamentsressourcengesetzes insofern, dass Fraktionsbeiträge nur noch an jene
Fraktionen verteilt werden, deren Parteien jedes Jahr die Herkunft und den Betrag
ihrer Spenden offenlegen. Gemäss der Grünliberalen fehlt es in der Schweiz an
Transparenz in der Parteifinanzierung, was unter anderem dazu geführt habe, dass die
Schweiz mehrmals von der Antikorruptionsbehörde Greco kritisiert worden war. 
Im November 2018 prüfte die SPK-NR die parlamentarische Initiative und beantragte
mit 14 zu 8 Stimmen, dieser keine Folge zu geben; die Bürgerinnen und Bürger könnten
in naher Zukunft über die Transparenz-Initiative abstimmen und falls diese
angenommen werde, könne man die Forderung Bertschys bei der Umsetzung der
Volksinitiative wieder diskutieren, begründete die Kommission ihren Entscheid. Des
Weiteren stellte die Vermischung von Fraktionen und politischen Parteien ein Problem
für die Kommission dar, zumal einer Fraktion nicht nur Mitglieder einer Partei
angehörten, sondern sich auch Mitglieder anderer Parteien oder Parteilose
anschliessen könnten. Zudem seien Bundesbeiträge an Fraktionen zweckgebunden und
müssten zur Deckung der Kosten der Fraktionen verwendet werden. Sie dürften somit
nicht zur Finanzierung der Aktivitäten von Parteien ausserhalb des Parlaments
eingesetzt werden. Schliesslich schaffe der Vorstoss von Kathrin Bertschy eine
Bestrafung für diejenigen Parteien, welche die Herkunft und den Betrag ihrer Spenden
nicht offenlegten: Sie würden keine Fraktionsbeiträge mehr erhalten. Anfang Juni 2019
gab der Nationalrat dem Anliegen mit 122 zu 62 Stimmen (bei 3 Enthaltung) keine
Folge. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2019
GIADA GIANOLA

Grosse Parteien

Im Zuge der Diskussion um die Parteienfinanzierung machte sich die FDP mit einem
Spendenkodex für mehr Transparenz stark. Damit wollte sie auch gegen den Ruf
ankämpfen, am Tropf der Wirtschaft zu hängen. Durch die Befolgung des Kodex‘ werde
der Einfluss von Spendern dadurch gemindert, dass eine Einzelspende nicht mehr als
1/15 des Jahresbudgets überschreiten dürfe. Dies entspreche einer Summe von CHF
200'000. Die Regelung soll auch für Abstimmungskampagnen gelten. Allerdings werden
die Namen der Spender weiterhin nicht publik gemacht. 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.05.2011
MARC BÜHLMANN

Ihren vor einem Jahr festgelegten Verhaltenskodex für die Entgegennahme von
Parteispenden – damals eine Massnahme, um im Wahljahr zu zeigen, dass der Freisinn
nicht am Tropf der Wirtschaft hänge – lockerte die FDP bereits im Berichtjahr wieder.
Um Spendengelder des Stromkonzerns Alpiq zu erhalten, wurde einer der fünf Punkte
im Kodex aufgeweicht, der eigentlich nur Spenden von Privatpersonen, Stiftungen und
Unternehmen erlaubt, die ganz oder mehrheitlich in privater Hand sind. Rund 70% der
Alpiq-Aktien befinden sich allerdings in öffentlicher Hand. 29

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.07.2012
MARC BÜHLMANN

In ein Dilemma geriet die SP aufgrund der Anfang Jahr von der Raiffeisenbank, der
Crédit Suisse und der UBS angekündigten Spende an alle Parteien. Das Geld – insgesamt
rund eine Viertel Mio. CHF – wäre zwar eigentlich ein willkommener Beitrag in die
Parteikasse, die Annahme einer Spende aus der von den Genossen kritisierten
Bankenwelt würde aber die Glaubwürdigkeit der Partei untergraben. Eine eigens
organisierte parteiinterne Vernehmlassung zeigte einen deutlichen Sprachgraben:
Während sich die Parteianhänger in der Westschweiz gegen Spenden von Banken und
Firmen aussprachen, gab es in der Deutschschweiz eine knappe Mehrheit, die
pragmatisch für eine finanzielle Unterstützung einstand. Dezidiert gegen die Annahme
von Bankengeldern stellten sich die Juso. Umstritten war zudem, ob die Parteispitze
alleine oder die Parteibasis über die Annahme von Spenden entscheiden soll. Letzteres
wurde mit einiger Vehemenz von Nationalrat Cédric Wermuth (AG) gefordert. An der
Delegiertenversammlung Ende Berichtjahr in Thun beschloss die Mehrheit der
Abgeordneten schliesslich, künftig nur noch Spenden von Genossenschaften und
Vereinen, nicht aber von Aktiengesellschaften zu akzeptieren. Damit war klar, dass die
SP die Spende der CS nicht annehmen würde, wohl aber jene der als Genossenschaft
organisierten Mobiliar-Versicherung. Ganz knapp mit 98 zu 94 Stimmen wurde ein
Antrag der Westschweizer Sektionen abgelehnt, künftig überhaupt keine Spenden mehr
aus der Wirtschaft anzunehmen. 30

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.12.2012
MARC BÜHLMANN
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Die im Vorjahr von der SP abgelehnten Spenden von Grossbanken wurden 2013 noch
einmal debattiert. Aufgrund des Anfang März von den Delegierten abgesegneten
knappen Budgets von rund CHF 4,3 Mio., das nur aufgrund von Einsparungen
ausgeglichen präsentiert werden konnte, fragten sich einige Delegierte, ob es nicht
besser gewesen wäre, finanziellen Zustupf auch von Banken anzunehmen. Anfang
Oktober lehnte die SP allerdings – getreu ihren 2012 erstellten Richtlinien – auch ein
Spendenangebot der Swiss ab. 31

PARTEICHRONIK
DATUM: 05.10.2013
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Die Grünen waren – ähnlich wie die SP – gespalten in der Frage, ob sie Parteispenden
von Firmen und Banken annehmen sollten. Die Raiffeisenbank, die Crédit Suisse und
die UBS hatten Spenden in Aussicht gestellt. Die 60'000 Franken von der CS hätten
immerhin 6% des Budgets der GP entsprochen. Noch im November 2011 hatten die
Grünen zwar 17'000 CHF von der Raiffeisenbank angenommen, spätestens mit der
Übernahme der Bank Wegelin durch die Raiffeisen sei diese Quelle aber infrage zu
stellen, forderten einige Parteivertreter. Mitte November entschied die Parteileitung
dann, keine Spenden der Grossbanken, wohl aber der Raiffeisenbank anzunehmen,
wofür sie von den Jungen Grünen kritisiert wurden. In einem Parteispenden-Reglement
schuf die GP zudem die Grundlagen für künftige Diskussionen über Parteifinanzierung.
In diesem Reglement wurden drei Bedingungen an Spenden geknüpft: die
Gewährleistung von Transparenz, das Verbot einer Tangierung der Eigenständigkeit und
Unabhängigkeit der Partei und die Aufrechterhaltung der Glaubwürdigkeit der Partei.
Die UBS-Spende wurde abgelehnt, weil sie an Bedingungen geknüpft war (Bekenntnis
zur freien Marktwirtschaft) und bei Annahme der CS-Gelder hätte die Glaubwürdigkeit
der Partei gelitten. Die Raiffeisenbank sei hingegen nie in den Strudel der Finanzkrise
geraten, lokal verankert und genossenschaftlich organisiert. 32
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Konservative und Rechte Parteien

Nachdem im April in den Zürcher Kantonsratswahlen die FP alle drei bisherigen Sitze
verloren hatte, drehte Parteipräsident Scherrer (BE) bei der Delegiertenversammlung
im Mai den Spiess um und versuchte die Niederlage der FP und den gleichzeitigen Sieg
der SVP als Erfolg umzudeuten. Die SVP habe auf weiten Strecken die Politik der FP
übernommen, das Wahlresultat sei somit auch eine Auszeichnung für das FP-
Gedankengut. 

Im Juli wurde bekannt, dass sich der FP-Generalsekretär Patrick Eruimy (SO) seit Mai
nicht mehr im Amt befand. Dabei war die Funktion des Generalsekretärs erst im
Vorjahr neu geschaffen worden. Eruimy erklärte in einem Interview, dass es der Partei
schlicht an Geld fehle, um das Amt weiterzuführen. 33
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